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Zuweisungen in monatlichen Teilbeträgen von in der 
Regel 1/i2 des Jahresansatzes an die Deutsche Investi­
tionsbank.

(2) Die Deutsche Investitionsbank darf die im 
Investitionsplan vorgesehenen Zuweisungen von Haus­
haltmitteln nur insoweit ausreichen, als der jeweilige 
Betrieb seine Verpflichtungen zur Abführung von 
Amortisationen gemäß § 22 erfüllt hat.

(3) Die Deutsche Investitionsbank ist verpflichtet, dem 
Ministerium der Finanzen und der Staatlichen Plan­
kommission über die finanzielle Deckung des Investi- 
tionsplanes, die Eingänge aus dem Staatshaushalt, aus 
Amortisationen und aus den eigenen Finanzquellen der 
Investitionsträger sowie die Ausreichung der Investi­
tionsmittel im abgelaufenen Monat zu berichten.

§ 24
Freigabe der Investifionsmittel

(1) Die Freigabe der Mittel für Investitionen erfolgt 
nach den von der Deutschen Investitionsbank erlasse­
nen Richtlinien, die für die Kreditinstitute, Investitions­
träger und Lieferanten verbindlich sind.

(2) Die gemäß § 21 gebildeten Investitions-Sonder­
konten werden nach den Richtlinien der Deutschen 
Investitionsbank entsprechend dem Investitionsplan 
(Vordruck 0761) freigegeben. Zur Freigabe der Investi­
tionsmittel müssen der zuständigen Stelle der Deut­
schen Investitionsbank bei Investitionsvorhaben über 
50 000 DM vorgelegt werden:

a) die bestätigten Planunterlagen gemäß § 14,

b) Verträge über Lieferungen und Leistungen bei 
einem Wertumfang ab 5000 DM,

c) bei Eigenleistungen des Investitionsträgers über 
5000 DM, sowohl innerhalb als auch außerhalb 
der Produktionsauflage, die Unterlagen gemäß 
§ 15 Abs. 4,

d) Erklärung über die Einrichtung einer Investitions­
obligokartei,

e) bei Überlimitvorhaben der Plan der Maßnahmen 
zur Durchführung der Investitionskostensenkung 
gemäß § 26 Abs. 4.

(3) Bei Vorhaben unter 50 000 DM erfolgt die Finan­
zierung auf Grund der Vorlage des mit dem Sichtver­
merk der Deutschen Investitionsbank versehenen be­
trieblichen Investitionsplanes (Vordruck 0761) bei der 
Deutschen Notenbank.

(4) Die Deutsche Investitionsbank ist berechtigt, bei 
Investitionsvorhaben über 100 000 DM in sich ge­
schlossene Objekte (Teile eines größeren Gesamt­
vorhabens) auf Grund bestätigter Teilunterlagen bis 
zum 30. Juni des Planjahres zu finanzieren, wenn die 
diesbezüglichen Unterlagen vollständig geprüft und be­
stätigt vorliegen. Nach diesem Zeitpunkt muß für die 
Finanzierung vollständige Dokumentation für das ge­
samte Vorhaben vorgelegt werden.

(5) Die Deutsche Investitionsbank ist berechtigt, auf 
Antrag des Planträgers für Bauvorhaben mit einer 
Planbausumme über 100 000 DM auf Grund bestätigter 
Vorprojekte sowie abgeschlossener Teilleistungsverträge 
dem Investitionsträger ein Anlauflimit bis zur Höhe 
von 10 °/o der Jahresplanbausumme zu gewähren. Diese

Mittel dürfen nur verwendet werden für die Einrich­
tung der Baustelle und für vorbereitende Baumaß­
nahmen (Enttrümmerung und Abbruch, soweit nicht 
Mittel im Enttrümmerungsplan bereitgestellt werden, 
Planierung, Geländeaufschließung, Finanzierung einer 
Aufbauleitung oder Investitionsabteilung).

(6) Auf Antrag kann die Deutsche Investitionsbank 
bei unvollständiger Objektdokumentation ein weiteres 
Limit bis zu 10 °/o der Objektbausumme dem Investi­
tionsträger zur Durchführung von Bauarbeiten an die­
sen Objekten bis 30. April 1954 zur Verfügung stellen, 
wenn

a) über diese Teile ausführungsreife vom Planträger 
bestätigte Unterlagen vorliegen,

b) vom Investitionsträger mit den Lieferanten oder 
Baubetrieben ordnungsgemäße Verträge ab­
geschlossen wurden,

c) vom Projektanten die Erklärung vorliegt, daß die 
Teilunterlagen mit dem Gesamtprojekt und dem 
Gesamtkostenplan übereinstimmen,

d) die Genehmigung für den Baubeginn von der­
jenigen Stelle vorliegt, die zur Bestätigung der 
Planunterlagen berechtigt ist.

(7) Die Ausreichung der Mittel gemäß Absätze 5 und 6 
erfolgt nach den Richtlinien der Deutschen Investitions­
bank über ein besonderes Anlaufkonto.

(8) Bei Planänderungen durch den Planträger ist die 
Deutsche Investitionsbank bzw. Deutsche Notenbank 
erst dann zur Zahlung berechtigt, wenn die vom Plan­
träger bestätigte Planänderungsanweisung bzw. ge­
änderte Kostenstruktur vorgelegt wurde.

(9) Bei Planänderungen durch den Investitionsträger 
gemäß § 16 ist die Deutsche Investitionsbank bzw. 
Deutsche Notenbank nur dann zur Zahlung berechtigt, 
wenn eine geänderte Kostenstruktur (Vordruck 0724/25) 
vorgelegt wurde.

§ 25
Rechnungslegung

(1) Alle für Investitionsvorhaben gelebten Rech­
nungen sind vom Rechnungsaussteller als Investitions­
rechnungen zu kennzeichnen.

(2) Allen Bauleistungsrechnungen über 5000 DM muß 
ein vom Investitionsträger und dem Baubetrieb an­
erkanntes Protokoll über das gemeinsam ermittelte 
Aufmaß beigefügt werden. Dieses Aufmaß ist min­
destens monatlich vorzunehmen. Bei Pauschalverträgen 
tritt an dessen Stelle das entsprechende Protokoll über 
den Erfüllungsstand.

(3) Bei Abrechnung langfristiger Einzelfertigung ist 
ein spezifizierter Nachweis der angefallenen Kosten der 
Teilrechnung beizufügen.

§ 26
Kostensenkung Im Investitionsplan

(1) Jeder Planträger hat neben der gesetzlichen Bau­
preissenkung eine Investitionskostensenkung zu er­
bringen. Die Deutsche Investitionsbank stellt dem 
Investitionsträger nur die um die gesetzliche Baupreis­
senkung und die beauflagte Investitionskostensenkung 
gekürzte Plansumme zur Verfügung.


